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herauf bis zur Schillerftrafse, von diefer ab durch

die Forflitrafse bis zur Stadtgrenze und von letzterer

nach Offen hin bis wieder an die Elbe umgrenzt

wird, mit Ausnahme jedoch des Grundfiücks der

Societäts—Brauerei nördlich der Schillerftrafse (vergl-

ä. 2), fo wie

links der Elbe

innerhalb des grofsen Oftrageheges nördlich der

grofsen auf Uebigau zu führenden Allee und in dem—

jenigen Stadttheile, welcher durch eine Linie begrenzt

wird, die fich von der Sächfifch-Böhmifchen Eifen—

bahn bei deren Kreuzung mit der Gemeindegrenze

zwifchen Dresden und Strehlen ab nach Weiten bis

zur Kreuzung mit der Pragerftrafse, diefer entlang

nördlich bis zur Wienerftrafse, letzterer entlang öft—

lich bis zur Lüttichaut'trafse, diefer und, die Bürger-

wiefe überfchneidend, der Langeftrafse bis zur

Pirnaifchen Strafse folgend, in letzterer öftlich nach

der Albrechtsgaffe, in diefer nördlich bis zur Grunaer

Strafse, diefer entlang bis zur Blouhmannftrafse und  

in diefer bis zur Striefener Strafse laufend, die letztere

bis zu der im Bebauungsplane, Nr. IVb April 1873

(vergl. Bauregulativ vom 30. October 1874) mit 8

bezeichneten Strafse, und letzterer, fo wie den

Platz E überfchreitend, der Strafse 10 deffelben

Bebauungsplanes folgend bis zur Grenze gegen

Striefen hinzieht.

@. 4.

Alle älteren ortsftatutarifchen

welche nicht mit den gegenwärtigen übereinflimmen,

werden hiermit aufgehoben, jedoch bleibt das Re—

theilweife Verbot von Weiß-

Beftimmungen‚

gulativ über das

gerbereien in Kraft.

Die beftehenden Anlagen werden von den Be-

fchränkungen gegenwärtigen Ortsitatuts nur in fo weit

betroffen, als es auch bei ihnen innerhalb der in

%. 1 bezeichneten Stadttheile nicht zuläffig ift, neue

Dampfkeffel von der in % 2 angegebenen Gröfse

zu errichten.

C. Polizei—Verordnungen.

XV.

Preufsifche Polizei—Vorfchriften vorn 4. December 1847,
betreffend die Errichtung von Gebäuden und die Lagerung von Materialien in der

Nähe von Eifenbahnen.

Bei Errichtung von Gebäuden und Lagerung

von Materialien in der Nähe von Eifenbahnen find

zur Befeitiguug der Feuersgefahr die nachflehenden

Vorfchriften zu befolgen.

I) Liegt die Eifenbahn mit dem anftofsenden

Terrain gleich hoch (oder im Einfchnitt), fo

dürfen Gebäude, welche nicht mit einer feuer»

ficheren Bedachung verfehen find, fo wie

Gebäude, in denen leicht entzündbare Gegen-

ftände aufbewahrt werden follen, nur in einer

Entfernung von mindeftens zehn Ruthen von

der nächften Schiene (in der Horizontale ge—

meffen) errichtet werden; auch darf innerhalb

der gleichen Entfernung die Aufbewahrung

leicht entzündbarer Gegenftände auf freiem

Felde nicht ftattfinden.

Alle anderen Gebäude dürfen nur in einer

Entfernung von mindeftens fünf Rutben von

der nächften Schiene aufgeführt werden.

2) Liegt die Eifenbahn auf einem Damme, fo

müffen die unter ; feftgefetzten Entfernungen  

um das Anderthalbfache der Höhe des Dam-

mes über dem Terrain vergröfsert werden.

Bei einem 20 Fufs hohen Damm z. B. mufs

die Entfernung eines Gebäudes der zuerft

gedachten Kategorie 100 + 11/2 . 20' = 100

+ 30' :: 121/2 Ruthen, die Entfernung eines

anderen Gebäudes aber 5° + 11/2 . 20’ : 5°

+30’ : 71/2 Ruthen von der nächften Schiene

betragen.

3) Die Regierungen find ermächtigt, in einzelnen

Fällen, in welchen durch die örtlichen Ver-

hältniffe auch bei einer geringeren Entfernung

eine Feuersgefahr ausgefchlofi'en wird, Aus-

nahmen eintreten zu laffen; fie haben je—

doch zuvor die gutachtliche Aeufserung

der betreffenden Eifenbahn-Direction zu er-

fordern.

4) Wer diefen Beftimmungen zuwider in der

Nähe von Eifenbahnen Gebäude errichtet

oder Materialien niederlegt, hat deren Fort-

fchaffung auf feine Kofi:en zu gewärtigen,
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wird aber aufserdem mit einer Geldftrafe
von 6‘ bis 30 Mark oder im Unvermögens—
falle unit verhältnifsmäfsiger Gefängnifsftrafe
belegt.

5) Auf die zu dem Betriebe der Eifenbahn er-
forderlichen Gebäude und Materialien findet
die vorftehende Polizeiverordnung keine An-
wendung.

 

XVI.

Auszug aus der Bau—Polizei—
Befondere Vorfchriften für die

Landhausquartiere.

%. 61.

Die Vorfchriften diefes Abfchnittes gelten für
alle Bauten in den Stadttheilen und Straßen, welche
durch Befehlufs der Gemeindebehörde zu Landhaus-
quartieren, bezw. Landhausflrafsen erklärt find oder
fchon bisher als folche angefehen und bebaut wurden.

1) Entfernung der Gebäude von einander.

%. 62.

a) In Landhausftrafsen darf nicht gefehloffen
gebaut werden, auch darf die Frontlänge der
einzelnen Gebäude in der Regel das Mafs
von 30m nicht überiteigen.
Die kürzefle Entfernung zwifchen zwei be-

 
b)

nachbarten Hauptgebäuder'i foll nicht unter
6!!! betragen und es mufs bei noch nicht
erfolgter Bebauung des Nachbargrundftücks
jeder einzelne Gebäudetheil eines Neubaus,
mit Ausnahme der Freitreppen, überall min-
deitens 3 m von der Nachbargrenze entfernt
bleiben. Diefer Zwifchenraum iit jedoch
nach Maßgabe der Befiimmungen des @. 63
entfprechend zu vergröfsern, wenn an dem
Zwifchenraurn Wohnräume liegen, welche nur
von diefer Seite her Luft und Licht erhalten.
Auch darf diefer Zwifchenraum nicht durch
geringfügige Bauwerke u. f. w. verbaut werden.

c) Hinter- und Seitengebäude, fo fern fie nicht
mehr als ein Stockwerk aufser dem Erd—
gefchofs erhalten und. nur zur Aufnahme von
Wohnräumen für Dienftboten dienen, können
vorbehaltlich der Beftimmungen über Brand-
mauern unmittelbar auf die Grenze gefiel“:
oder der letzteren bis auf eine Entfernung
von 2,50 m nahe gerückt werden, wenn die  

Verordnung für Wiesbaden.

localen Verhältniffe eine andere Stellung
wefentlich erfchweren. In die Bauflucht des
Hauptgebäudes dürfen folche Gebäude nicht
geflellt werden.

d) Die Tiefe der Hofräurne zwifchen den Haupt—
und Nebengebäuden mufs wenigftens der Höhe
der letzteren gleichkornmen.

2) Höhe der Gebäude.

%. 63.
Für die Höhe der Landhäufer find die allge—

meinen Befiimmungen unter folgenden Modificationen
mafsgebend:

a) Kein Landhaus darf mehr als ein Erdgefchofs
und zwei Obergefchoffe erhalten.
Die Höhe darf die kürzefte Entfernung zwi-
fchen dem Landhaul'e und dem Nachbarge-
bäude unter Hinzurechnung von 3111 nicht
überfchreiten‚ wenn dem Nachbargrundftück
gegenüber Wohnräume zu liegen kommen,
welche ihr Licht nur von diefer Seite her
erhalten,

b)

oder wenn die gegenüberliegende
Umfaffungswand des Nachbargebäudes mit
Fenftern verfehen ii’t, welche bewohnten
Räumen Licht und Luft zuführen.

Hi: das Nachbargrundftück noch nicht be-
baut, fo if’t in diefem Falle der doppelte kürzefte
Abfland von der Nachbargrenze unter Hinzu-
rechnung von 3m für die Höhe mafsgebend.

3) Aeufsere Herflellung und Ein—
friedigungen.

%. 64.
Nicht allein die der Hau

Fagade,
ptftrafse zugekehrte

fondern auch die übrigen Seiten der Ge-bäude müffen ein gefälliges Aeufsere erhalten.
Jede Landhausbefitzung ift längs der Strafse mit

einer paffenden Einfriedigung zu verfehen.
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XVII.

Polizei-Verordnung für die Stadt Köln vom 14. Januar 1888,
betreffend die offene Bebauung.

Zur Herbeiführung einer fog. offenen Bebauung
einzelner Bauquartiere der Stadt Köln wird nach
Anhörung des Gemeindevorftandes auf Grund der
%%. 5 und 6 des Gefetzes über die Polizei-Verwal-
tung vom 11. März 1850 mit Genehmigung der
Königl. Regierung nachflehende Polizei—Verordnung
erlafi'en:

%. I.

Eine offene Bebauung, d. h. eine Bebauung

mit Zwifchenräurnen mufs fiattfinden:

a) In den Bauquartieren zwifchen dem neuen
Volksgarten, der Brühleritrafse, der Loth-

ringeritrafse und der Eifelftrafse, wobei in—
defs die in den Fluchtlinien der Brühler-
und Eifelftrafse belegenen Baufiellen ge—

fchloffen bebaut werden können;

b) auf den Grundflücken zwifchen der Riehler-
ftrafse, der neuen Umwallung, dem Rhein
und dem Deutfclien Ring.

9. 2.

Auf diefen für die offene Bebauung beftimmten
Grundflücken dürfen nicht mehr als zwei Wohn-
häufer dicht aneinander gebaut werden; im Uebrigen
find. Zwifchenräume unbebaut zu lafl'en, welche bis
zur Nachbargrenze mindeftens 5 m und bis zum be-
nachbarten Gebäude mindeftens 10m breit
müffen. Die fo gebildeten Zwifchenräume dürfen

fein

mit niedrigen Vorbauten von weniger als 11/4m  

Höhe (cf. %. 60 der Bauordnung für die Stadt Köln
vom 14. Januar 1885) unter der Bedingung, dafs
diefelben höchftens 2 m vor dem Hauptgebäude vor-
fpringen, fo wie mit auffteigenden Vorbauten
(cf. %. 60 a. a. 0.) unter der Bedingung, dafs die-
felben höchfizens 1m vor dem Hauptgebäude vor—
fpringen und nicht mehr als zwei Fünftel der Ge-

Die be—
bauten Flächen dürfen indefs im Ganzen nicht mehr
als zwei Drittel der Baufläche, d. h. derjenigen
Fläche betragen, welche nach Abzug der feitlichen
freien Streifen und eines etwa durch den Bauflucht—

bäudelänge einnehmen, befetzt werden.

linienplan vorgefchriebenen Vorgartens übrig bleiben.

%- 3.
Auf den für die offene Bebauung beftimmten

Baugrunditücken darf kein Gebäude höher als ein
Erdgefchofs und zwei Obergefchoffe erbaut werden.

%4 4-
Uebertretungen diefer Vorfchriften werden mit

einer Geldftrafe von 3 bis 30 Mark beßraft.
Verantwortlich find der Bauherr, wie der Bau-

Unternehmer.

%. 5.-

Vorl’tehende Polizei—Verordnung tritt mit der
Publication im Stadt—Anzeiger der Kölnifchen Zei—
tung in Kraft. '

XVIII.

Polizei-Verordnung vom 20. December 1889,
betreffend die Bauten im erften und zweiten Rayon der Feftung Köln auf der

linken und rechten Rheinfei’te.

Im feuerpolizeilichen und gefundheitlichen Inter—
effe wird auf Grund der gg. 5 und 6 des Gefetzes
überdie Polizeiverwaltung vom II. März 1850 und
in Gemäfsheit der 5% 143 und 144 des Gefetzes
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli
1883 unter Zuftimmung des Gemeinde-Vorftandes
bezüglich der Gebäude, welche auf Grund des Reichs-
Rayongefetzes Seitens der Feftungsbehörde im erften
und zweiten Feftungsrayon zugelafi'en werden, nach—
ftehende Polizei—Verordnung erlafl'en:

%. I.
Auf den Grundftücken im erften und zweiten

Rayon der Feftung Köln, fowohl auf dem linken
als auf dem rechten Rheinufer, mufs jedes Gebäude
in einem Abitand von der Grundflücksgrenze er-
richtet werden, welcher wenigitens 5m beträgt.

Dies gilt nicht für die Strafsengrenzen; an denfel-
ben find vielmehr die feftgefetzten Strafsen- und
Baufluchtlinien»Pläne, beziehungsweife die Vorfchrif-
ten im %. 13 der Bau—Polizeiordnung für die Bauten
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in den Städtem vom 6. Juni 1888, fo wie _die ge—

fetzlichen Vorifchrit'ten über das Anbauen an ehe-

malige Staatsflzrafsen mafsgebend.

%. 2.

Die nach %. I entfiehenden Zwifchenräume dür—

fen mit niedrigen Vorbauten von weniger als

11/4m Höhe (vergl. %. 14 der Bau-Polizeiordnung

für die Bauten in Städten vom 6. juni 1888) unter

der Bedingung, dafs (liefelben höchftens 2m vor

dem Hauptbau vorftehen, fo wie mit auffl:eigen—

den Vorbauten (vergl. % 14 a. a. O.). welche

höchflens 2 m vor dem Hauptbau vortreten und nicht

mehr als zwei Fünftel der Gebäudelänge einnehmen,

befetzt werden.

%. 3.

Die bebauten Theile eines jeden Grundftücks

dürfen nicht mehr als zwei Drittel der Baufiäche,

d. h. derjenigen Fläche betragen, welche nach Ab-

zug der feitlichen freien Streifen und eines etwa

durch den Baufluchtlinienplan vorgefchriebenen Vor—

gartens übrig bleibt.

%. 4.

Im erften Rayon ift die Herftellung von Ge-

bäuden, welche mehr als ein Erdgefchofs und ein  

Dachgefchofs enthalten, unzuläffig. Die Räume des
letzteren müffen aufser durch die im Inneren be-
findliche Treppe noch durch eine äufsere, wenigfizens
900111 breite Freitreppe zugänglich fein, welche
ebenfalls in den nach % 1 entfiehenden 'Zwifchen—
räumen angebracht werden darf.

%. 5.

Im zweiten Rayon ift die Herfiellung von Ge-

bäuden, welche mehr als ein Kellergefchofs, ein

Erdgefchofs, ein Obergefchofs und ein Dachgefchofs

enthalten, unzuläffig.

@. 6.

Uebertretungen diefer Vorfchriften werden mit

einer Geldftrafe von 3 bis 30 Mark beflraft.

Verantwortlich find der Bauherr, wie der Bau-

unternehmer.

%. 7.
Vorftehende Polizei-Verordnung tritt mit der Pub—

lication im Stadt—Anzeiger der Kölnifchen Zeitung

in Kraft.

XIX.

Polizei-Verordnung für die Stadt Köln vom 1. November 1889,
betreffend die Befchaffenheit derjenigen Strafsen und Strafsentheile, welche für den

öffentlichen Verkehr und den Anbau als fertig gefiellt anzufehen find.

Auf Grund der %%. 5 und 6 des Gefetzes vom

11. März 1850 über die Polizei-Verwaltung und in

Gemäfsheit der %%. 143 und 144 des Gefetzes über

die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883

werden für den Polizeibezirk der Stadt Köln unter

Zuftimmung des Gemeindevoritandes folgende bau-

polizeiliche Beflirnmungen erlaffen.

%. I.

Unbebaute Strafsen und Strafsentheile, und zwar

fowohl beftehende Wege als neu angelegte Strafsen

und Plätze, find erft dann für den öffentlichen Ver-

kehr und den Anbau fertig gefiellt, wenn fie

I) von dem Punkte, an welchem der Anbau Ratt-

finden fell, bis zu einer bereits angebauten

oder fertig gefiellten Strafse, der vorgefchrie—

benen Höhenlage und den Fluchtlinien ent-

fprechend in ganzer Breite an die Gemeinde

abgetreten, geebnet und mit einer für den

fiädtifchen Verkehr geeigneten Decke, fo

wie mit Bürgerf’ceigen verfehen;  

2) in planmäfsiger Weife unterirdifch entwäffert;

3) in ortsüblicher Weife hinreichend beleuchtet

find.

%. 2.

In der ehemaligen Gemeinde Poll, in dem weit-

lich der militärifchen Ringl'trafse gelegenen Theile

der ehemaligen Gemeinde Kriel, in der ehemaligen

Gemeinde Müngersdorf, mit Ausnahme der Kataiter-

Huren 35, c, D, E, F und G, fo wie in der ehe-
maligen Gemeinde Lengerich, mit Ausnahme der

Kataitertlur O, find die in Rede itehenden Strafsen

und Strafsentheile als fertig geflellt anzufehen, wenn

_fie der vorgefchriebenen Höhenlage und den Flucht-

linien entfprechend in ganzer Breite an die Ge-

meinde abgetreten, geebnet, mit Bafaltkleinfchlag

befeftigt und mit einem erhöhten, mit Randfteinen

eingefafften, bekiesten Fufsweg verfehen find.

Statt der unterirdifchen Entwäfferung genügt eine

geregelte oberirdifche Entwäfferung durch ge-

pflafierte Rinnen.



%- 3-
Die Errichtung von Wohngebäuden an folchen

Strafsen und Strafsentheilcn, welche den Beflim—

mungen der %%.1 und 2 nicht entfprechen, unter—

liegt, fo fern die Bauten nach diefen Strafsen einen

Ausgang erhalten fallen, der befonderen Erlaubnifs

des Gemeindevorftandes, welcher diefelbe nur aus-

nahmsweife im Einverftändnifs mit der Ortspolizei—

behörde ertheilt, unbefchadet der der letzteren zu»

fiehenden baupolizeilichen Prüfung.

%. 4.

Ob und wann eine Strafse oder ein Weg im

Sinne der gg. 1 bis 3 für den Verkehr und den  
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% 5-
‘Derjenige, welcher den vorftehenden Beftim-

mungen zuwiderhandelt, verwirkt eine Geldbuße

von 3—9 Mark, an deren Stelle im Unvermögens«

falle verhältnifsmäfsige Haft tritt. Aufserdem werden

die ohne giltige Erlaubnifs aufgeführten Baulich-

keiten auf Koften des Schuldigen polizeilich be-

feitigt.

%. 6.

Die denfelben Gegenftand betreffenden Polizei»

Verordnungen für die Stadt Köln vom 8. Octo-

ber 1881, für die vormalige Stadtgemeinde Ehren-

feld vom 23. September 1887 und fonftige mit diefen

Befiimmungen in Widerfpruch flehende Ortspolizei-

Anbau fertig gefiellt ift, wird von der Ortspolizei- Verordnungen der in die Stadtgemeinde Köln

behörde im Einvernehnien mit dem Gemeinde- aufgenommenen Vororte werden hierdurch auf-

vorftande öffentlich bekannt gemacht werden. gehoben,

XX.

Auszug aus der Breslauer Polizei-Verordnung vom 15. Februar 1887,

betreffend Befchränkung des Baues von Fabriken.

Auf Grund der%%. 5 und 6 des Gefetzes über

die Polizeiverwaltung vom II. März 1850 und der

gg. 143 und 144 des Gefetzes über die allgemeine

Landesverwaltung vom 30. luli 1883 wird hiermit

unter Zuflimxnung des Gemeindevorfiandes für die

Stadt Breslau nachfiehende Polizeiverordnung erlaffen :

%. I.

Auf dem Terrain der Feldmark

Alt-Scheitnig, welches im Weiten von der alten

früheren

Oder,

von der

Süden von der

Fabrikgebäude

Betriebe

bezw.

im Norden vom Schwarzwaffer, im Olten

Weichbildgrenze der Stadt

Oder begrenzt wird,

und folche

durch Verbreitung

und im

dürfen

Anlagen, welche

fchädlicher

Dünfte, durch

Erregung eines ungewöhnlichen Geräufches Ge-

fahren, Nachtheile

herbeiführen würden,

beim

flarken Rauches oder

oder Beläftigungen des

Publicums nicht errichtet

werden.

D. Vereinsbefchlüfi’e und Gutachten.

XXL

Grundzüge für Stadterweiterungen nach technifchen, wirthfchaft-
lichen und polizeilichen Beziehungen.

Befchloffen auf der Verfammlung des >>Verbandes deutfcher Architekten— und

Ingenieur-Vereine<< zu Berlin am 25. September 1874.

I.

Die Projectirung von Stadterweiterungen befteht

wefentlich in der Feftftellung der Grundzüge aller

Dampf-

bahnen, Canäle, die fyftematifch un'd defshalb in

Verkehrsmittel: Strafsen , Pferdebahnen ,

einer beträchtlichen Ausdehnung zu behandeln

find.

2.

Das Straßennetz foll zunächfi nur die Haupt-

linien enthalten, wobei vorhandene Wege thun1ichft


